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Neue Armut braucht NeUue Solidarıitä
„Arme werdet iıhr immer unter euch haben“ (Mt 26,11; 14,7; Joh 12,8)
SO wird e Christen ın regelmäßigen Abständen ın Erinnerung gerufen.

ern 1m Sommer ar. un: 1m Winter
Bilder des Elends US den arrhen Ländern Bahnhöfe, Familien werden delogiert,
des Südens, Bilder der Not den Kriegs- weil S1e ihre Schulden nicht mehr
gebieten 1im en uNnserIes Landes werden bezahlen können, Kriegsflüchtlingetäglich durch Fernsehen und rint-
medien Haus geliefert. Die LEeUE rmut, sind auf angewlesen. Diese sicht-
die sich den reichen Ländern ausbreitet, baren, traditionellen Formen VO  -

weniger auf. Langzeitarbeitslose,
Alleinerzieherinnen, Familien mıt mehreren

Armut verdecken eiıne weiıt größere
Gruppe VO  3 Menschen 1m BereichKındern un ınem bescheidenen Ein- materieller Armutkommen sind pfer ıner Erwerbsarbeits-

gesellschaft, die mehr und mehr Menschen Der Begriff der „neuen“ Armut kam ın
ausgrenzt. Denn uch Sozialversicherungen
un:! sonstige SOzlale etize werden über

den 8&0er Jahren Aaus der Diskussion
Deutschland. Gemeint dortErwerbsarbeit anziert. Was nötig ist, sind

NEeue Formen un: Anknüpfungspunkte für jene Gruppen, die tradıtionell durch
die Finanzlerung des Sozialstaats un ine Erwerbseinkommen der erwerbsbe-
NEUE, gemeinwohlorientierte Solidarität,
die Entfaltungschancen für alle Menschen ZOBCNEC Sozlalleistungen abgesichert
ZUIN 1el hat (Redaktion) Lg die un aber nfolge längerer

Arbeitslosigkeit der als Rentnerinnen
VO  - den gekürzten Sozialversiche-
rungsleistungen nicht mehr en
konnten un: zunehmendem MafßeIn den vVeErgansCNCH Jahrzehnten

haben WIT diese Armut eher ıIn der auf Sozialhilfe angewlesen
Zwar konnte ın Österreich VOorerst VOTDritten Welt, den Ländern des Suüudens
em durch die niedrigere Arbeits-gesucht. Die Bereitschaft, für kirchliche

Entwicklungszusammenarbeit un: die Josigkeit un! einen Ausgleich bei den
niedrigsten Pensionen eıne extremeAnliegen der Weltkirche spenden, Armutsentwicklung verhindert WEel-Jegt Zeugnis ab VO: Engagement

österreichischer Christen. Armut 1mM den, dafür en immer mehr Beschäf-
tigte, Alleinerzieherinnen un: Mehr-eigenen Lan dagegen galt als Nest-

größe, beschränkt eher auf verlassene kindfamilien ın Situationen, ın denen
eın relativ geringfügiger nlafs WI1eKinder und auf Alte, die sich nicht

mehr selbst helfen wulßsten, schließ- Krankheit, Arbeitslosigkeit der eiıne
unvorhergesehene größere Ausgabe 1nich ein1ıge weniıge denen oft selbst
die Armutdie Schuld der eigenen Armut

unterstellt wurde für die Sozialhilfe-
Das eue Bild der rTmuteinrichtungen und C’ariıtas zuständig

Seit einigen Jahren ıst die Zunahme Diese „neue“ TIMU hat wen1g tun
VO  } rmut auch in Österreich cht mıiıt Dritte-Welt-Bildern VO  . hungern-
mehr übersehen. Obdachlose evöl- den ndern der Schlafenden unter
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Neue Armut braucht neue Solidarität 
"Arme werdet ihr immer unter euch haben" (Mt 26,11; Mk 14,7; Joh 12,8) -
so wird es Christen in regelmäßigen Abständen in Erinnerung gerufen. 

Bilder des Elends aus den armen Ländern 
des Südens, Bilder der Not aus den Kriegs­
gebieten im Süden unseres Landes werden 
uns täglich durch Fernsehen und Print­
medien ins Haus geliefert. Die neue Armut, 
die sich in den reichen Ländern ausbreitet, 
fällt weniger auf. Langzeitarbeitslose, 
Alleinerzieherinnen, Familien mit mehreren 
Kindern und einem bescheidenen §in­
kommen sind Opfer einer Erwerbsarbeits­
gesellschaft, die mehr und mehr Menschen 
ausgrenzt. Denn auch Sozialversicherungen 
und sonstige soziale Netze werden über 
Erwerbsarbeit finanziert. Was nötig ist, sind 
neue Formen und Anknüpfungspunkte für 
die Finanzierung des Sozialstaats und eine 
neue, gemeinwohlorientierte Solidarität, 
die Entfaltungschancen für alle Menschen 
zum Ziel hat. (Redaktion) 

In den vergangenen Jahrzehnten 
haben wir diese Armut eher in der 
Dritten Welt, den Ländern des Südens 
gesucht. Die Bereitschaft, für kirchliche 
Entwicklungszusammenarbeit und die 
Anliegen der Weltkirche zu spenden, 
legt Zeugnis ab vom Engagement 
österreichischer Christen. Armut im 
eigenen Land dagegen galt als Rest­
größe, beschränkt eher auf verlassene 
Kinder und auf Alte, die sich nicht 
mehr selbst zu helfen wußten, schließ­
lich einige wenige - denen oft selbst 
die Schuld an der eigenen Armut 
unterstellt wurde -, für die Sozialhilfe­
einrichtungen und Caritas zuständig 
waren. 
Seit einigen Jahren ist die Zunahme 
von Armut auch in Österreich nicht 
mehr zu übersehen. Obdachlose bevöl-

kern im Sommer Parks und im Winter 
Bahnhöfe, Familien werden delogiert, 
weil sie ihre Schulden nicht mehr 
bezahlen können, Kriegsflüchtlinge 
sind auf Hilfe angewiesen. Diese sicht­
baren, traditionellen Formen von 
Armut verdecken eine weit größere 
Gruppe von Menschen im Bereich 
materieller Armut. 
Der Begriff der "neuen" Armut kam in 
den 80er Jahren aus der Diskussion 
in Deutschland. Gemeint waren dort 
jene Gruppen, die traditionell durch 
Erwerbseinkommen oder erwerbsbe­
zogene Sozialleistungen abgesichert 
waren, die nun aber infolge längerer 
Arbeitslosigkeit oder als Rentnerinnen 
von den gekürzten Sozialversiche­
rungsleistungen nicht mehr leben 
konnten und in zunehmendem Maße 
auf Sozialhilfe angewiesen waren. 
Zwar konnte in Österreich vorerst vor 
allem durch die niedrigere Arbeits­
losigkeit und einen Ausgleich bei den 
niedrigsten Pensionen eine extreme 
Armutsentwicklung verhindert wer­
den, dafür leben immer mehr Beschäf­
tigte, Alleinerzieherinnen und Mehr­
kindfamilien in Situationen, in denen 
ein relativ geringfügiger Anlaß wie 
Krankheit, Arbeitslosigkeit oder eine 
unvorhergesehene größere Ausgabe in 
die Armut führt. 

Das neue Bild der Armut 

Diese "neue" Armut hat wenig zu tun 
mit Dritte-Welt-Bildern von hungern­
den Kindern oder Schlafenden unter 
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Brücken Die „neuen“ Armen alles, WI1Ie kleinere erzielen, kommt Inan
cht aufzufallen Sie sind beschäf- eDen{ialls csehr unterschiedlichen

tigt als TDelter der Angestellte der Zahlen ber das Ausma(kßfs der Armuts-
beziehen Arbeitslosengeld. In den gefährdung. och ach welchen Krite-
Wohnungen dieser Familien steht rıen „Armut“ auch eiimer WIrd, der
vermutlich ein Farbfernseher; Kühl- harte Kern derer, die VO  a} gesellschaft-
schrank und Waschmaschine sind VOI- licher Ausgrenzung bedroht sind,
handen, oft xibt auch eıinen Tele- umfa{(st immer dieselben Personen-
fonanschluß. Selbst eın uto gehört gTUupPCN.: Erwerbstätige, TDe1lter un!
nicht unbedingt den Luxusgütern. Bauern mıt niedrigen Einkommen un!
TOLtZdem mu{fs em gespart WEelI- deren Familien, Alleinerzieherinnen
den: Essen (obwohl der für und Mehrkindfamilien, Personen ohne

Im ländlichenrungsmittel aufzuwendende oM- Berufsausbildung.
mensanteil je] größer ist als bei Kaum ist die Gefahr der Verarmung
Durchschnittsfamilien), Kepara- größer als 1n den Ballungsräumen,
turen, Neuanschaffungen, und Sind die Zukunftsperspektiven och
selbstverständlich Urlaub geringer als ın den Städten
ine Anfang 1994 VOIN Bundes-
mınısterıım für Arbeit un: Soziales
veröffentlichte Studie‘ rechnet mıiıt tedrige Einkommen un
einem Krelis VO  a zwischen /00.000 un: Arbeitslosigkeit
1,5 Millionen Personen In Österreich,
die zumindest VO  3 Armut gefährdet „Neu der Armut ist nicht

uletzt, da{( 1ın hohem Maf(s Beschäf-SInd. Die retien Zahlen hängen
davon ab, wWI1e Armut wird. tigte und deren Haushalte betroffen
erden Konsumausgaben als Maf{fsstab Sind. Im Gegensatz ZU Nachbarland
IN  / Sind zwischen einer und Deutschland edeute Österreich die
1, Millionen Menschen ıIn Österreich Einführung der Ausgleichszulage
als armutsgefährdet betrachten; den niedrigen Pensionen für viele alte
bezieht Ianl sich auf die Einkommen, Menschen eın gesichertes Mindestein-
zwischen 700.000 un! 940.000 eht kommen:?. Für Familien un: Arbeits-

VO:  j der Ausstattung der Haus- lose xibt nichts Vergleichbares:
halte mıt dauerhaften Konsumgütern Obwohl Familienförderung ın Form
aus, wird die Risikogrupppe kleiner. VOoNn Familienbeihilfen, Kinderabsetz-
Abhängig Von der gewählten Armuts- eträgen und verschiedenen Sach-
schwelle und den Annahmen darüber, Jeistungen 1n Österreich 1mM internatı1o-

wieviel größere Haushalte mehr nalen Vergleich großzügig ausgebaut
benötigen, denselben Wohlstand ist, ergibt sich daraus keine Mindest-

Hedwig Lutz, Miıchael Wagner, 'alter Wolf, Von Ausgrenzung bedroht. Struktur un:! Umfang der

Bundesministerium für Arbeit un! Soziales. 1994
materıellen Armutsgefährdung 1im Öösterreichischen Wohlfahrtsstaat der achtziger Jahre Wien,
Die fälschlicherweise oft als „Mindestpension” bezeichnete Ausgleichszula C  P  e steht jenen Z} die
Anrecht auf ine Pension haben, welche unter dem Ausgleichszulagenric liegt. Sonstige
FEinkommen werden jedoch angerechnet: So haben Frauen, deren Ehemann der Lebensgefährte
Einkommen (Pension) bezieht, keinen Anspruch auf Ausgleichszulage, zumindest solange, als
beide mindestens den Ehepaarrichtsatz erreichen. Der Ausgleichszulagenrichtsatz für
die Pensionen beträgt 1996 für Alleinstehende 7.887 Schilling monatlich, für Ehepaare
Schilling.
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Brücken. Die "neuen" Armen tun alles, 
um nicht aufzufallen. Sie sind beschäf­
tigt als Arbeiter oder Angestellte oder 
beziehen Arbeitslosengeld. In den 
Wohnungen dieser Familien steht 
vermutlich ein Farbfernseher; Kühl­
schrank und Waschmaschine sind vor­
handen, oft gibt es auch einen Tele­
fonanschluß. Selbst ein Auto gehört 
nicht unbedingt zu den Luxusgütern. 
Trotzdem muß an allem gespart wer­
den: am Essen (obwohl der für Nah­
rungsmittel aufzuwendende Einkom­
mensanteil viel größer ist als bei 
Durchschnittsfamilien), an Repara­
turen, an Neuanschaffungen, und 
selbstverständlich am Urlaub. 
Eine Anfang 1994 vom Bundes­
ministerium für Arbeit und Soziales 
veröffentlichte Studiel rechnet mit 
einem Kreis von zwischen 700.000 und 
1,5 Millionen Personen in Österreich, 
die zumindest von Armut gefährdet 
sind. Die konkreten Zahlen hängen 
davon ab, wie Armut gemessen wird. 
Werden Konsumausgaben als Maßstab 
genommen, sind zwischen einer und 
1,5 Millionen Menschen in Österreich 
als armutsgefährdet zu betrachten; 
bezieht man sich auf die Einkommen, 
zwischen 700.000 und 940.000. Geht 
man von der Ausstattung der Haus­
halte mit dauerhaften Konsumgütern 
aus, wird die Risikogrupppe kleiner. 
Abhängig von der gewählten Armuts­
schwelle und den Annahmen darüber, 
um wieviel größere Haushalte mehr 
benötigen, um denselben Wohlstand 
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wie kleinere zu erzielen, kommt man 
ebenfalls zu sehr unterschiedlichen 
Zahlen über das Ausmaß der Armuts­
gefährdung. Doch nach welchen Krite­
rien "Armut" auch definiert wird, der 
harte Kern derer, die von gesellschaft­
licher Ausgrenzung bedroht sind, 
umfaßt immer dieselben Personen­
gruppen: Erwerbstätige, Arbeiter und 
Bauern mit niedrigen Einkommen und 
deren Familien, Alleinerzieherinnen 
und Mehrkindfamilien, Personen ohne 
Berufsausbildung. Im ländlichen 
Raum ist die Gefahr der Verarmung 
größer als in den Ballungsräumen, 
sind die Zukunftsperspektiven noch 
geringer als in den Städten. 

Niedrige Einkommen und 
Arbeitslosigkeit 

"Neu" an der neuen Armut ist nicht 
zuletzt, daß in hohem Maß Beschäf­
tigte und deren Haushalte betroffen 
sind. Im Gegensatz zum Nachbarland 
Deutschland bedeutet in Österreich die 
Einführung der Ausgleichszulage zu 
den niedrigen Pensionen für viele alte 
Menschen ein gesichertes Mindestein­
kommen2• Für Familien und Arbeits­
lose gibt es nichts Vergleichbares: 
Obwohl Familienförderung in Form 
von Familienbeihilfen, Kinderabsetz­
beträgen und verschiedenen Sach­
leistungen in Österreich im internatio­
nalen Vergleich großzügig ausgebaut 
ist, ergibt sich daraus keine Mindest-

Hedwig Lutz, Michael Wagner, Walter Wolf, Von Ausgrenzung bedroht. Struktur und Umfang der 
materiellen Armutsgefährdung im österreichischen Wohlfahrtsstaat der achtziger Jahre. Wien, 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales. 1994. 
Die fälschlicherweise oft als "Mindestpension" bezeichnete Ausgleichszulage steht jenen zu, die 
Anrecht auf eine Pension haben, welche unter dem Ausgleichszulagenrichtsatz liegt. Sonstige 
Einkommen werden jedoch angerechnet: So haben Frauen, deren Ehemann oder Lebensgefährte 
Einkommen (Pension) bezieht, keinen Anspruch auf Ausgleichszulage, zumindest solange, als 
beide zusammen mindestens den Ehepaarrichtsatz erreichen. Der Ausgleichszulagenrichtsatz für 
die Pensionen beträgt 1996 für Alleinstehende 7.887 Schilling monatlich, für Ehepaare 11.253 
Schilling. 
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sicherung für er. Und auch eım schäftigt. Frauen werden allerdings in
Arbeitslosengeld un:! der daran en Branchen schlechter bezahlt. Die
schließenden Notstandshilfe, die bei Söhe des Verdienstes hängt also auch

VO  - Krıterien ab, die muıiıt Leistunglängerer Arbeitslosigkeit un eım
Fehlen sonstiger Einkommen gewährt wen1g haben VO Geschlecht
wird, g1ibt eıne bedarfsbezogene (Mann der rau), VO:  5 der Staats-
Mindestgrenze. Da Arbeitslosengeld bürgerschaft (  änder Ausländer)

un:! VO  5 der Branche (Hochlohn-z die Hälfte des vorhergehenden
Erwerbseinkommens Deträgt, iıst branche wI1e Energie der etall,
nicht verwunderlich, WEe der über- Niedriglohnbranche w1ıe Handel der
wiegende Teil arbeitsloser Frauen un:! Textil).
auch viele Männer wenıger eld Niedrigverdienst und Unsicherheit
bekommen als Pensionisten mıiıt Aus- gehen and in and Jede dritte AÄAr-
gleichszulage. 1996 kann die Not- beiterin War 1994 weniger als 2500 Jage
standshıiulfe für früher besser Verdie- beschäftigt, jede fünfte weniger
nende ach einem halben Jahr auf als 150 Tage. Insgesamt War jeder
run! 8 000 Schilling gekürzt werden. fünfte Beschäftigte mindestens einmal!
Statt eiıner Mindestsicherung, die ZU im Jahr arbeitslos. Je niedriger die Aus-
en reicht, g1Dt also für Lang- bildung und die ellung in der
zeitarbeitslose als olge des Spar- Arbeitshierarchie, desto gröfßer ist das
pakets 1996 eiıne Höchstgrenze. sS1 unregelmäßiger Beschäftigung,
Im Jahr 1994 verdiente eın Öösterreichi- desto niedriger Arbeitslosengeld der
scher Arbeitnehmer 1M Notstandshilfe. Miıt einem Arbeits-
Schilling 1m ona 14mal), losengeld VOINl 0-7 Schilling
eine Arbeitnehmerin Schilling, monatlich ist eine kurzzeitige Arbeits-
wobei hier auch die Teilzeitbeschäf- losigkeit überbrücken, Jlängerfristig
gten enthalten Sind ıst der Weg ın die Armut VOILPIOSTAM-
Betrachtet INan eın Monatseinkommen mıiert. Fällige Rückzahlungen für ın
VO  a Schilling brutto als untere besseren Zeiten aufgenommene redi-
Grenze für eın normales Lebens- te, Krankheit der notwendige größere
nıveau, agen 310.000 Beschäftigte keparaturen führen rasch ıIn die ata-
unter dieser Summe umgerechnet strophe.
auf Vollzeitbeschäftigung. Tatsächlich
verdienen viele der darin enthaltenen

Erwerbsarbei und Soz1i1alstaa200.000 Frauen je] wenıger als diesen
Betrag, weil 61€e LLUTE eiıne eilzeit-
beschäftigung haben keineswegs Damuit wird auch klar, da{s der amp
immer freiwillig. Unter den Männern die TIMU ZUerst 1m politisch-
sind hauptsächlich Ausländer und Öökonomischen Bereich führen ist.
Unter-25-Jährige, die niedrige Eıin- Existenzsichernde Mindestlöhne, Um-
kommen er viele Überstunden) verteilung zugunsten VO  5 Familien,
haben? en un: en durch Sozialver-
Die meılsten Niedrigverdiener sind 1m sicherungen un eine entsprechende

un! 1im Fremdenverkehr be- Sozlalpolitik, Mafßnahmen der Aus-

Quelle: Sozialbericht 1995
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sicherung für Kinder. Und auch beim 
Arbeitslosengeld und der daran an­
schließenden Notstandshilfe, die bei 
längerer Arbeitslosigkeit und beim 
Fehlen sonstiger Einkommen gewährt 
wird, gibt es keine bedarfsbezogene 
Mindestgrenze. Da Arbeitslosengeld 
etwa die Hälfte des vorhergehenden 
Erwerbseinkommens beträgt, ist es 
nicht verwunderlich, wenn der über­
wiegende Teil arbeitsloser Frauen und 
auch viele Männer weniger Geld 
bekommen als Pensionisten mit Aus­
gleichszulage. Ab 1996 kann die Not­
standshilfe für früher besser Verdie­
nende nach einem halben Jahr auf 
rund 8.000 Schilling gekürzt werden. 
Statt einer Mindestsicherung, die zum 
Leben reicht, gibt es also für Lang­
zeitarbeitslose als Folge des Spar­
pakets 1996 eine Höchstgrenze. 
Im Jahr 1994 verdiente ein österreichi­
scher Arbeitnehmer im Mittel 21.832 
Schilling brutto im Monat (14mal), 
eine Arbeitnehmerin 15.333 Schilling, 
wobei hier auch die Teilzeitbeschäf­
tigten enthalten sind. 
Betrachtet man ein Monatseinkommen 
von 12.000 Schilling brutto als untere 
Grenze für ein normales Lebens­
niveau, so lagen 310.000 Beschäftigte 
unter dieser Summe - umgerechnet 
auf Vollzeitbeschäftigung. Tatsächlich 
verdienen viele der darin enthaltenen 
200.000 Frauen viel weniger als diesen 
Betrag, weil sie nur eine Teilzeit­
beschäftigung haben - keineswegs 
immer freiwillig. Unter den Männem 
sind es hauptsächlich Ausländer und 
Unter-25-Jährige, die so niedrige Ein­
kommen (oder viele Überstunden) 
haben3• 

Die meisten Niedrigverdiener sind im 
Handel und im Fremdenverkehr be-

Quelle: Sozialbericht 1995 
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schäftigt. Frauen werden allerdings in 
allen Branchen schlechter bezahlt. Die 
Höhe des Verdienstes hängt also auch 
von Kriterien ab, die mit Leistung 
wenig zu tun haben: vom Geschlecht 
(Mann oder Frau), von der Staats­
bürgerschaft (Inländer - Ausländer) 
und von der Branche (Hochlohn­
branche wie Energie oder Metall, 
Niedriglohnbranche wie Handel oder 
Textil). 
Niedrigverdienst und Unsicherheit 
gehen Hand in Hand. Jede dritte Ar­
beiterin war 1994 weniger als 250 Tage 
beschäftigt, jede fünfte sogar weniger 
als 150 Tage. Insgesamt war jeder 
fünfte Beschäftigte mindestens einmal 
im Jahr arbeitslos. Je niedriger die Aus­
bildung und die Stellung in der 
Arbeitshierarchie, desto größer ist das 
Risiko unregelmäßiger Beschäftigung, 
desto niedriger Arbeitslosengeld oder 
Notstandshilfe. Mit einem Arbeits­
losengeld von 6.000 -7.000 Schilling 
monatlich ist eine kurzzeitige Arbeits­
losigkeit zu überbrücken, längerfristig 
ist der Weg in die Armut vorprogram­
miert. Fällige Rückzahlungen für in 
besseren Zeiten aufgenommene Kredi­
te, Krankheit oder notwendige größere 
Reparaturen führen rasch in die Kata­
strophe. 

Erwerbsarbeit und Sozialstaat 

Damit wird auch klar, daß der Kampf 
gegen die Armut zuerst im politisch­
ökonomischen Bereich zu führen ist. 
Existenzsichemde Mindestlöhne, Um­
verteilung zugunsten von Familien, 
Alten und Kranken durch Sozialver­
sicherungen und eine entsprechende 
Sozialpolitik, Maßnahmen der Aus-
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un:! Weiterbildung, Regionalpolitik finanzjerbar wird, obwohl WIT 1n elıner
un Wohnpolitik sind die wichtigsten Gesellschaft eDen, die reicher ist als Je
Ansatzpunkte, Armut un:! Aus- 1n der Geschichte.

weitgehend verhindern. Die fatale olge W die Arbeits-
Die europäischen Sozialversicherungs- losigkeit steigt un: unsichere Arbeits-
systeme, die 1m Lauf der etzten hun- verhältnisse zunehmen, nımmt auch
dert Jahre, VOTL em aber ach dem die Zahl jener Menschen Z, die unter
Zweiıten Weltkrieg ach un! ach Aaus- das Existenzminimum der überhaupt
gebaut wurden, sind abgestimm auf -  A  1US$5 dem sOzialen etz fallen Ver-
männliche Erwerbskarrieren, mMann- schärft wird die Situation durch das
liche Ernährer VO  - Hausfrauen und Umlageprinzip, welches bedeutet, da{fs
ndern un! relative Vollbeschäf- Arbeitslosengeld un Pensionen Je-
tigung mıt nicht groisen Schwan- weils aus den laufenden Einnahmen

der Aktiven bezahlt werden. Wennkungen.
Inzwischen gab tiefgreifende g_ also die Zahl VO Arbeitslosen un
sellschaftliche Veränderungen. unge (Früh-)Pensionisten zunımmt, steigen
Frauen erlernen heute einen Beruf, den damıt auch die Aufwendungen für
S1e ebenso aus  en wıe ihre männli- Arbeitslosengeld un Pensionen.
chen ollegen, aber s1e unterbrechen Wenn WI1Ie anzunehmen die Zahl
ihre Erwerbsarbeitskarriere zugunsten der aktiv Beschäftigten cht 1mM selben
VO  5 ndern un: ege Ehen werden Maß(e steigt, WE gleich viele der
geschieden der ar nicht erst g- weniıger Arbeiter un:! Angestellte
schlossen. Frauen (und manchmal Versicherungsbeiträge einzahlen, enNnTt-
aänner) sind als Alleinerzieherinnen steht 1ın den Kassen der Sozialversiche-
sowohl für die Finanzen als auch für eın Defizit Das führt regel-
Haushalt und Erziehung ihrer er mäfßig eıner Debatte ber angeblich
verantworrtlich. hohe Arbeitslosengelder, ber
War die typische Erwerbsarbeit der Mi£brauch VO  5 Sozlalleistungen un!
Nachkriegszeit die Industriearbeit, ber unfinanzierbare Frühpensionen.
hat sich heute der Schwerpunkt auf Je orößer das Mißverhältnis zwischen
Dienstleistungen verlagert. Zur Her- offenen Arbeitsstellen un:! Arbeits-
stellung VO  ' Produkten wird ımmer suchenden 1st, Je mehr Menschen auf
weniger menschliche Arbeit g- Arbeitslosengeld angewlı1esen sSind,
braucht, un auch moderne Dienst- 11SO rascher wird ihnen ihre Arbeits-
lJeistungen werden durch den Einsatz losigkeit als eigene Schuld angerechnet
VO  } Computertechnik rationalisiert: und werden entsprechende Mafnah-
Wirtschaftswachstum, jedoch mıit iINnenNn gefordert, „Mißbrauch“

vermeiden.weniger Arbeit
Am Arbeitsmark steigt nicht LLUTF die
Sockelarbeitslosigkeit (gesamteuropä- Sozialhıilfe un Carıtas
isch jeg die Arbeitslosenrate INZWI1-
schen beli ber Prozent), auch Das „letzte” Netz für alle, die AuUus der
sichere un:! ungesicherte Arbeitsver- Erwerbsarbei un dem erwerbsbezo-
hältnisse nehmen Trotzdem bleiben Sicherheitsnetz herausfallen,
Lebenschancen un: sozlale Sicherheit sind die sozlalen Einrichtungen VO:  5

CHNS mıiıt der Erwerbsarbeit verbunden. Ländern, Gemeinden un:! priıvaten
So kommt CS, da{(s der Sozialstaat meıst kirchlichen Hilfsorganisatio-
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und Weiterbildung, Regionalpolitik 
und Wohnpolitik sind die wichtigsten 
Ansatzpunkte, um Armut und Aus­
grenzung weitgehend zu verhindern. 
Die europäischen Sozialversicherungs­
systeme, die im Lauf der letzten hun­
dert Jahre, vor allem aber nach dem 
Zweiten Weltkrieg nach und nach aus­
gebaut wurden, sind abgestimmt auf 
männliche Erwerbskarrieren, männ­
liche Ernährer von Hausfrauen und 
Kindern und relative Vollbeschäf­
tigung mit nicht zu großen Schwan­
kungen. 
Inzwischen gab es tiefgreifende ge­
sellschaftliche Veränderungen. Junge 
Frauen erlernen heute einen Beruf, den 
sie ebenso ausfüllen wie ihre männli­
chen Kollegen, aber sie unterbrechen 
ihre Erwerbsarbeitskarriere zugunsten 
von Kindern und Pflege. Ehen werden 
geschieden oder gar nicht erst ge­
schlossen. Frauen (und manchmal 
Männer) sind als Alleinerzieherinnen 
sowohl für die Finanzen als auch für 
Haushalt und Erziehung ihrer Kinder 
verantwortlich. 
War die typische Erwerbsarbeit der 
Nachkriegszeit die Industriearbeit, so 
hat sich heute der Schwerpunkt auf 
Dienstleistungen verlagert. Zur Her­
stellung von Produkten wird immer 
weniger menschliche Arbeit ge­
braucht, und auch moderne Dienst­
leistungen werden durch den Einsatz 
von Computertechnik rationalisiert: 
Wirtschaftswachstum, jedoch mit 
weniger Arbeit. 
Am Arbeitsmarkt steigt nicht nur die 
Sockelarbeitslosigkeit (gesamteuropä­
isch liegt die Arbeitslosemate inzwi­
schen bei über 10 Prozent), auch un­
sichere und ungesicherte Arbeitsver­
hältnisse nehmen zu. Trotzdem bleiben 
Lebenschancen und soziale Sicherheit 
eng mit der Erwerbsarbeit verbunden. 
So kommt es, daß der Sozialstaat un-
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finanzierbar wird, obwohl wir in einer 
Gesellschaft leben, die reicher ist als je 
zuvor in der Geschichte. 
Die fatale Folge: wenn die Arbeits­
losigkeit steigt und unsichere Arbeits­
verhältnisse zunehmen, nimmt auch 
die Zahl jener Menschen zu, die unter 
das Existenzminimum oder überhaupt 
aus dem sozialen Netz fallen. Ver­
schärft wird die Situation durch das 
Umlageprinzip, welches bedeutet, daß 
Arbeitslosengeld und Pensionen je­
weils aus den laufenden Einnahmen 
der Aktiven bezahlt werden. Wenn 
also die Zahl von Arbeitslosen und 
(Früh-)Pensionisten zunimmt, steigen 
damit auch die Aufwendungen für 
Arbeitslosengeld und Pensionen. 
Wenn - wie anzunehmen - die Zahl 
der aktiv Beschäftigten nicht im selben 
Maße steigt, wenn gleich viele oder 
weniger Arbeiter und Angestellte 
Versicherungsbeiträge einzahlen, ent­
steht in den Kassen der Sozialversiche­
rungen ein Defizit. Das führt regel­
mäßig zu einer Debatte über angeblich 
zu hohe Arbeitslosengelder, über 
Mißbrauch von Sozialleistungen und 
über unfinanzierbare Frühpensionen. 
Je größer das Mißverhältnis zwischen 
offenen Arbeitsstellen und Arbeits­
suchenden ist, je mehr Menschen auf 
Arbeitslosengeld angewiesen sind, 
umso rascher wird ihnen ihre Arbeits­
losigkeit als eigene Schuld angerechnet 
und werden entsprechende Maßnah­
men gefordert, um "Mißbrauch" zu 
vermeiden. 

Sozialhilfe und Caritas 

Das "letzte" Netz für alle, die aus der 
Erwerbsarbeit und dem erwerbsbezo­
genen Sicherheitsnetz herausfallen, 
sind die sozialen Eimichtungen von 
Ländern, Gemeinden und privaten -
meist kirchlichen - Hilfsorganisatio-
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111e  5 Aus ihren Erfahrungen äflst sich Eine Untersuchung ber Sozialhilfe
auch ehesten ablesen, WI1e verbrei- Linz® ber die Jahre 19854 bis 1994
tet Armut wirklich ist ©1 bieten estätigt die Erfahrungen VO:  a Bremen.

65 Prozent der Hilfesuchendenalle Statistiken gleich aus welcher
Quelle 1Ur eine Momentaufnahme berufstätig, 70 Prozent gaben als
und bekommen damit die Dimensio- rund für ihre Situation Arbeitslosig-
nen der Dauer VO  5 ITIMU: un:! der keit Fast 600 Prozent der Unterstütz-
Gesamtheit der VO  a Armut betroffenen ten brauchten 1Ur kurzfristige Aus-

ın den hilfen un! verschwanden ach einemBevölkerungsschicht cht
1C. Jahr aus der Kartel, knapp Prozent

blieben zwischen einem un fünfEın Bremer Forschungsteam hat des-
halb schon VOT einigen Jahren mıt Jahren auf Sozialhilfe angewlesen, 1LIUTr

Längsschnittuntersuchungen ın der Prozent mußten Jangfristig unter-
stutz werden. uch bei diesenSozialhilfe begonnen Diese Studien

ergaben eın SallZ Bild der wiederholte Aushilfen der Über-
Armut Waren iın Deutschland brückungshilfen die egel, lediglich
einem Stichtag 1992 etwa zehn Prozent 2, Prozent erhielten regelmäßige
der Bevölkerung als arın betrach- Unterstützung ZU Lebensunterhalt.
ten, ergab die Langzeitstudie, dafs Das edeute nicht, da{fßs die anderen
ber einen Zeitraum VO  - knapp zehn nicht der cht mehr AaTLInNn T1, kann
Jahren ber Prozent zeıtweise oder aber ohl die Abstempelung VO  5
auch längerfristig VO  - Armut betroffen Sozialhilfebeziehern als „Arbeits-

TMU: ist also je] welıter Velr - scheue“ un „Sozialschmarotzer“
breitet als ANSCHOMUNEN, 1es ist die widerlegen.
einNe Seite Armut ist nicht statisch, SON- Wenn also die Armen eher unter den
dern oft eiINe Übergangszeit einer gallZ normalen Erwerbstätigen als
kritischen Lebensphase, die zwelıte den traditionellen Randschichten
Einsicht, die dem traditionellen Bild suchen SINd, kann auch Armutspolitik
der rmut widerspricht. Und schließ- cht mehr VO:  - Sozlalpolitik getrennt
ich Armut ragt vielfach in mittlere werden. In Deutschland schlagen des-

halb Personen WI1Ie alf DahrendorfSchichten hinein un ist keineswegs
auf andgruppen begrenzt IMU: ist der aus Offe eine allgemeine
also wesentlich omplexer als oft an Grundsicherung OTr, WI1Ie sS1e ähnlich
NOININEIN. Die vorübergehende Armut Österreich VO  5 der Katholischen
VO  5 Angehörigen der Arbeiterschicht Sozialakademie als Grundei  ommen
bis hinein In die Mittelschicht äßt eın 1INns Gespräch gebracht wurde. ine

Bild der Zweidrittelgesellschaft ersten Schritt 1n dieser Richtung sehen
entstehen: einer „70-20-10-Gesell- manche In der Einführung VO  5 bedarf-
schaft”, ın der siebzig Prozent der deckenden Mindestsätzen In en
Bevölkerung nıe arın werden, ZWanzlg sozlalen Netzen, etwa ach dem
Prozent Zzeıtweise und zehn Prozent Muster der Ausgleichszulage für die
Jänger arı sind * Pensionisten Österreich: en, die

Vgl Stephan Leibfried, Lutz Leisering Ü e1t der Armen. Frankfurt 1995
Stelzer-UOrthofer Christine, Sozialhilfebedürftigkeit zeitlichen Verlauf. Trste empirische Ergeb-
nısse. SWS undschau 1995, 3495359
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nen. Aus ihren Erfahrungen läßt sich 
auch am ehesten ablesen, wie verbrei­
tet Armut wirklich ist. Dabei bieten 
alle Statistiken - gleich aus welcher 
Quelle - nur eine Momentaufnahme 
und bekommen damit die Dimensio­
nen der Dauer von Armut und der 
Gesamtheit der von Armut betroffenen 
Bevölkerungsschicht nicht in den 
Blick. 
Ein Bremer Forschungsteam hat des­
halb schon vor einigen Jahren mit 
Längsschnittuntersuchungen in der 
Sozialhilfe begonnen. Diese Studien 
ergaben ein ganz neues Bild der 
Armut. Waren in Deutschland an 
einem Stichtag 1992 etwa zehn Prozent 
der Bevölkerung als arm zu betrach­
ten, so ergab die Langzeitstudie, daß 
über einen Zeitraum von knapp zehn 
Jahren über 30 Prozent zeitweise oder 
auch längerfristig von Armut betroffen 
waren. Armut ist also viel weiter ver­
breitet als angenommen, dies ist die 
eine Seite. Armut ist nicht statisch, son­
dern oft eine Übergangszeit in einer 
kritischen Lebensphase, so die zweite 
Einsicht, die dem traditionellen Bild 
der Armut widerspricht. Und schließ­
lich: Armut ragt vielfach in mittlere 
Schichten hinein und ist keineswegs 
auf Randgruppen begrenzt. Armut ist 
also wesentlich komplexer als oft ange­
nommen. Die vorübergehende Armut 
von Angehörigen der Arbeiterschicht 
bis hinein in die Mittelschicht läßt ein 
neues Bild der Zweidrittelgesellschaft 
entstehen: einer ,,70-20-10-Gesell­
schaft", in der siebzig Prozent der 
Bevölkerung nie arm werden, zwanzig 
Prozent zeitweise und zehn Prozent 
länger arm sind 4 • 
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Eine Untersuchung über Sozialhilfe in 
Linz5 über die Jahre 1984 bis 1994 
bestätigt die Erfahrungen von Bremen. 
65 Prozent der Hilfesuchenden waren 
berufstätig, 70 Prozent gaben als 
Grund für ihre Situation Arbeitslosig­
keit an. Fast 60 Prozent der Unterstütz­
ten brauchten nur kurzfristige Aus­
hilfen und verschwanden nach einem 
Jahr aus der Kartei, knapp 30 Prozent 
blieben zwischen einem und fünf 
Jahren auf Sozialhilfe angewiesen, nur 
13 Prozent mußten langfristig unter­
stützt werden. Auch bei diesen waren 
wiederholte Aushilfen oder Über­
brückungshilfen die Regel, lediglich 
2,2 Prozent erhielten regelmäßige 
Unterstützung zum Lebensunterhalt. 
Das bedeutet nicht, daß die anderen 
nicht oder nicht mehr arm waren, kann 
aber wohl die Abstempelung von 
Sozialhilfebeziehern als "Arbeits­
scheue" und "Sozialschmarotzer" 
widerlegen. 
Wenn also die Armen eher unter den 
ganz normalen Erwerbstätigen als in 
den traditionellen Randschichten zu 
suchen sind, kann auch Armutspolitik 
nicht mehr von Sozialpolitik getrennt 
werden. In Deutschland schlagen des­
halb Personen wie Ralf Dahrendorf 
oder Claus Offe eine allgemeine 
Grundsicherung vor, wie sie ähnlich in 
Österreich von der Katholischen 
Sozialakademie als Grundeinkommen 
ins Gespräch gebracht wurde. Eine Art 
ersten Schritt in dieser Richtung sehen 
manche in der Einführung von bedarf­
deckenden Mindestsätzen in allen 
sozialen Netzen, etwa nach dem 
Muster der Ausgleichszulage für die 
Pensionisten in Österreich: Allen, die 

Vgl. Stephan Leibfried, Lutz Leisering u.a., Zeit der Armen. Frankfurt 1995. 
Stelzer-Orthofer Christine, Sozialhilfebedürftigkeit im zeitlichen Verlauf. Erste empirische Ergeb­
nisse. In: SWS Rundschau 3/1995, S. 349-359. 
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überhaupt einen Anspruch auf Alters- Unselbständigen verdienen mehr als
pension un:! keine sonstigen kın- diesen Betrag, ohl aber etwa jeder
kommen haben, wird eine Mindest- vierte männliche Angestellte. btw
höhe garantıert. Ahnlich ollten auch Unselbständige haben Monats-
Bezieher VO  5 Arbeitslosengeld, Not- einkommen zwischen und
standshilfe der Sozialhilfe eim Feh- Schilling, run! Personen
len sonstiger Einnahmen das Lebens- bekamen 1994 zwischen un:
notwendige gesichert haben 100.000 Schilling monatlich, ETW

Personen mehr als 100.000 Schil-Wenn allerdings die Sozlalstaatsmisere
cht darauf zurückzuführen ıst, dafß ling 1m Monat Diese Beträge werden
Österreich armer ware, sondern durch eweıils Mal ausbezahlt, wobel der
eın System bedingt ist, das bei wenl1- und Monatsbezug cht den
SCI Bedarf menschlicher Arbeit normalen Grenzsteuersätzen (bis
ber erwerbsarbeitsabhängige Abga- 5() rozen unterworfen SINd, sondern
ben finanziert wird, muf das System wl1ı1e bei en unselbständig Beschäf-
geänder werden. Konkret heißt das tigten mıt dem speziellen Steuersatz
mehr Steuern un!| Abgaben auf ner- von Prozent eiaste werden.
g1e, Rohstoffe und Kapital, bei gleich- Als die Gewerkschaften anläßlich der
zeıtiger Entlastung der menschlichen Verhandlungen das Budget 1995
Arbeit VO  3 Steuern und Abgaben. einen Solidaritätszuschlag ZU!T! Steuer

für die Besserverdienenden verlang-
ten, schlug der amalige Finanz-

Steuern, TIransfers und soz1ale minister Lacına eine Einbeziehung des
Gerechtigkeit un Monatsgehaltes 1ın die

Besteuerung VOT (neben entsprechen-
den Maßnahmen für die Selbständi-Was ist gerecht? Die Diskussion

das Sparbudget 1996 hat deutlich g_ gen). Hr konnte sich damıt ebensowe-
macht, wI1ıe schwer Gerechtigkeit 1mM nıg durchsetzen WwWwWI1Ie se1ın Nachfolger

Staribacher, der nicht zuletzt auch des-Bereich Von Sozlalleistungen un:!
Steuern definieren ist, wWwI1Ie sehr sich seıinen Posten raäaumen mußte
die Vorstellungen unterschiedlicher War ware logisch un:! SiNnnNVvoll, alle
rupplerungen un:! Interessenver- Einkommen gleich behandeln,
treter unterscheiden. Gie hat auch ware gerecht, weil die derzeitige Kege-
gezeigt, da{f politische Entscheidungen lung den hohen un höchsten om-
eigenen Regeln folgen. inen sehr je] Steuer spart, bei durch-

schnittlichen Gehältern und kleinenZwar gibt Österreich einen gesell-
schaftlichen Grundkonsens, der be- Löhnen wen1g his nichts bringt. och
Sagt, da{fs die Reichen un Besserge- die Sonderbehandlung VO:  a} Urlaubs-
Stelilten mehr beitragen ollten für das und Weihnachtsgeld ist ıIn Österreich
Gemeinwohl als diejenigen, die ohne- eın Tabu, das sich INSO leichter VO  5
1eSs aum mehr als das otwendige dessen Nutznießern verteidigen läft,
ZU en haben ber ist diese als auch Handelsbedienstete mıiıt
Grenze? Und wWelI sind die Reichen? Schilling brutto 1m Monat fürchten, bei
TDeılter un! Angestellte bezahlen möglichen Veränderungen etwas
Sozialversicherungsbeiträge ür höch- verlieren.

Die die damalsStens Schilling monatlich (Stand „Solidarabgabe”,
Nur etwa /, Prozent er neben Gewerkschaften oft auch kirch-
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überhaupt einen Anspruch auf Alters­
pension und keine sonstigen Ein­
kommen haben, wird eine Mindest­
höhe garantiert. Ähnlich sollten auch 
Bezieher von Arbeitslosengeld, Not­
standshilfe oder Sozialhilfe beim Feh­
len sonstiger Einnahmen das Lebens­
notwendige gesichert haben. 
Wenn allerdings die Sozialstaatsmisere 
nicht darauf zurückzuführen ist, daß 
Österreich ärmer wäre, sondern durch 
ein System bedingt ist, das bei weni­
ger Bedarf an menschlicher Arbeit 
über erwerbsarbeitsabhängige Abga­
ben finanziert wird, muß das System 
geändert werden. Konkret heißt das: 
mehr Steuern und Abgaben auf Ener­
gie, Rohstoffe und Kapital, bei gleich­
zeitiger Entlastung der menschlichen 
Arbeit von Steuern und Abgaben. 

Steuern, Transfers und soziale 
Gerechtigkeit 

Was ist gerecht? Die Diskussion um 
das Sparbudget 1996 hat deutlich ge­
macht, wie schwer Gerechtigkeit im 
Bereich von Sozialleistungen und 
Steuern zu definieren ist, wie sehr sich 
die Vorstellungen unterschiedlicher 
Gruppierungen und Interessenver­
treter unterscheiden. Sie hat auch 
gezeigt, daß politische Entscheidungen 
eigenen Regeln folgen. 
Zwar gibt es in Österreich einen gesell­
schaftlichen Grundkonsens, der be­
sagt, daß die Reichen und Besserge­
stellten mehr beitragen sollten für das 
Gemeinwohl als diejenigen, die ohne­
dies kaum mehr als das Notwendige 
zum Leben haben. Aber wo ist diese 
Grenze? Und wer sind die Reichen? 
Arbeiter und Angestellte bezahlen 
Sozialversicherungsbeiträge für höch­
stens 39.000 Schilling monatlich (Stand 
1996). Nur etwa 7,5 Prozent aller 
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Unselbständigen verdienen mehr als 
diesen Betrag, wohl aber etwa jeder 
vierte männliche Angestellte. Etwa 
70.000 Unselbständige haben Monats­
einkommen zwischen 50.000 und 
70.000 Schilling, rund 18.000 Personen 
bekamen 1994 zwischen 70.000 und 
100.000 Schilling monatlich, etwa 
11.000 Personen mehr als 100.000 Schil­
ling im Monat. Diese Beträge werden 
jeweils 14 Mal ausbezahlt, wobei der 
13. und 14. Monatsbezug nicht den 
normalen Grenzsteuersätzen (bis zu 
50 Prozent) unterworfen sind, sondern 
- wie bei allen unselbständig Beschäf­
tigten - mit dem speziellen Steuersatz 
von 6 Prozent belastet werden. 
Als die Gewerkschaften anläßlich der 
Verhandlungen um das Budget 1995 
einen Solidaritätszuschlag zur Steuer 
für die Besserverdienenden verlang­
ten, schlug der damalige Finanz­
minister Lacina eine Einbeziehung des 
13. und 14. Monatsgehaltes in die 
Besteuerung vor (neben entsprechen­
den Maßnahmen für die Selbständi­
gen). Er konnte sich damit ebensowe­
nig durchsetzen wie sein Nachfolger 
Staribacher, der nicht zuletzt auch des­
wegen seinen Posten räumen mußte. 
Zwar wäre es logisch und sinnvoll, alle 
Einkommen gleich zu behandeln, es 
wäre gerecht, weil die derzeitige Rege­
lung den hohen und höchsten Einkom­
men sehr viel Steuer spart, bei durch­
schnittlichen Gehältern und kleinen 
Löhnen wenig bis nichts bringt. Doch 
die Sonderbehandlung von Urlaubs­
und Weihnachtsgeld ist in Österreich 
ein Tabu, das sich umso leichter von 
dessen Nutznießern verteidigen läßt, 
als auch Handelsbedienstete mit 12.000 
Schilling brutto im Monat fürchten, bei 
möglichen Veränderungen etwas zu 
verlieren. 
Die "Solidarabgabe", die damals 
neben Gewerkschaften oft auch kirch-
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liche Einrichtungen forderten, ware ın rechtigkeit versprechen, gleichzeitig
wird aber eın Gesetz I1Nl1SO undurch-der orm eınes prozentuellen Zu-

schlags Z.UXI Einkommensteuer Z W alr sichtiger und mißbräuchlich ausnutz-
auf den ersten 1C übersichtlich un:! barer, Je mehr Ausnahmeregelungen
korrekt Das Problem der „Aushöh- bestehen. Deshalb wird auch dort,
Jung der Steuergrundlage“ durch viele einzelfallbezogene geht, 1ın
Sonderregelungen un Abschreibmög- der Sozialhilfe un:! selbst bei der
lichkeiten würde amı aber tenden- Carıtas, immer wieder ach objekti-
Z1e verstärkt, STa Vereinfachung vierbaren Regeln verlangt.
ame eın Flement hinzu, wel-
ches das System zusätzlich kompli-
zieren wurde. Dıiıe Mehrdimensionalitäat der rmut
Was schließlich auf Seiten der kin-
kommensteuer für die Budgetsanie- Sosehr Armut gewöhnlich muit eınem
rung 1996 beschlossen wurde, angel lebensnotwendigen mater1-
Streichungen un Küurzungen VoNn en ıtteln tun hat, dürfen doch
Abschreibmöglichkeiten und Steuer- andere aktoren nicht vergessch WEeTl-

absetzbeträgen, also VO Möglichkei- den, deren Fehlen ebenztTialls Z.UT Aus-
ten, Steuern Sparen. Die rund- STCENZUNG führt un deshalb Armut

STa hoher edeute leibliche Unversehrtheit,überlegung el IST,
Grenzsteuersätze, die in Wirklichkeit Bewegungsfreiheit, Meinungsfreiheit,

der vielen Ausnahmeregelun- Möglichkeit der Selbstbestimmung
gCcn cht bezahlt werden, einen mÖ$g- sSind Voraussetzung für eiıne VO
lichst grofßen Teil der Einnahmen auch Teilhabe gesellschaftlichen en.
der Einkommensteuer unterwertfen. Manche zählen azu auch aktoren

WI1e eiıne ntakte Umwelt Güter also,Dies trifft der ege die Besserver-
diener, weil S1e mehr Spielräume 1€, WE überhaupt, L1LLUT gesamt-
haben, Abschreibmöglichkeiten aus- gesellschaftlich der durch vereıinte
zunutzen, un weil S1e der weltweite Anstrengung ZUT Verfügung
Steuerprogression el auch mehr gestellt der bewahrt werden kön-
Steuern Sparen. Zumindest theoretisch ne  S
wurde das System damit durchsichti- Armut führt sozlaler Ausgrenzung,
gCI un: gerechter; inwıeweit 1es einem angel Lebens- un:
wirklich gelungen ist, wird sich ohl Zukunftschancen, der in gewlssem
erst herausstellen. Sinne die nächste Generation Vel-
Das bsolut gerechte Steuersystem, erbt wIird. Kinder aus Armutsfamilien
den bsolut gerechten Sozialstaat wird haben geringere Bildungschancen un

nicht geben. Zum einen Sind die können oft für ihr eigenes en keine
Vorstellungen VO Gerechtigkeit un: Perspektiven gewınnen.
subjektive Einschätzungen ın Vel- TMU kennzeichnet einen Zustand
schiedenen Bevölkerungsgruppen, in der radikalen Einengung VO:  } Lebens-
Parteien un Verbänden unterschied- perspe  tiven VO  a} Menschen, VO  >
ich 11a denke L11UTL die Diskussio- Gruppen un Regionen. Dieser Zu-
NEell ZUT Berücksichtigung VO: amlı- stand kann durch eıgene Handlungen
lienlasten. Zum anderen kann ZW arlr der Betroffenen aum überwunden
eine möglichst gCNAUEC Anpassung werden. rmut ist eine Mangelerschei-
indıviduelle Situationen größere Ge- Nnung der Gesellschaft, die aus Velr-
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liehe Einrichtungen forderten, wäre in 
der Form eines prozentuellen Zu­
schlags zur Einkommensteuer zwar 
auf den ersten Blick übersichtlich und 
korrekt. Das Problem der "Aushöh­
lung der Steuergrundlage" durch viele 
Sonderregelungen und Abschreibmög­
lichkeiten würde damit aber tenden­
ziell verstärkt, statt Vereinfachung 
käme ein neues Element hinzu, wel­
ches das System zusätzlich kompli­
zieren würde. 
Was schließlich auf Seiten der Ein­
kommensteuer für die Budgetsanie­
rung 1996 beschlossen wurde, waren 
Streichungen und Kürzungen von 
Abschreibmöglichkeiten und Steuer­
absetzbeträgen, also von Möglichkei­
ten, Steuern zu sparen. Die Grund­
überlegung dabei ist, statt hoher 
Grenzsteuersätze, die in Wirklichkeit 
wegen der vielen Ausnahmeregelun­
gen nicht bezahlt werden, einen mög­
lichst großen Teil der Einnahmen auch 
der Einkommensteuer zu unterwerfen. 
Dies trifft in der Regel die Besserver­
diener, weil sie mehr Spielräume 
haben, Abschreibmöglichkeiten aus­
zunützen, und weil sie wegen der 
Steuerprogression dabei auch mehr an 
Steuern sparen. Zumindest theoretisch 
würde das System damit durchsichti­
ger und gerechter; inwieweit dies 
wirklich gelungen ist, wird sich wohl 
erst herausstellen. 
Das absolut gerechte Steuersystem, 
den absolut gerechten Sozialstaat wird 
es nicht geben. Zum einen sind die 
Vorstellungen von Gerechtigkeit und 
subjektive Einschätzungen in ver­
schiedenen Bevölkerungsgruppen, in 
Parteien und Verbänden unterschied­
lich - man denke nur an die Diskussio­
nen zur Berücksichtigung von Fami­
lienlasten. Zum anderen kann zwar 
eine möglichst genaue Anpassung an 
individuelle Situationen größere Ge-
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rechtigkeit versprechen, gleichzeitig 
wird aber ein Gesetz umso undurch­
sichtiger und mißbräuchlich ausnutz­
barer, je mehr Ausnahmeregelungen 
bestehen. Deshalb wird auch dort, wo 
es um einzelfallbezogene Hilfe geht, in 
der Sozialhilfe und selbst bei der 
Caritas, immer wieder nach objekti­
vierbaren Regeln verlangt. 

Die Mehrdimensionalität der Armut 

Sosehr Armut gewöhnlich mit einem 
Mangel an lebensnotwendigen materi­
ellen Mitteln zu tun hat, dürfen doch 
andere Faktoren nicht vergessen wer­
den, deren Fehlen ebenfalls zur Aus­
grenzung führt und deshalb Armut 
bedeutet: leibliche Unversehrtheit, 
Bewegungsfreiheit, Meinungsfreiheit, 
Möglichkeit der Selbstbestimmung 
sind Voraussetzung für eine volle 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. 
Manche zählen dazu auch Faktoren 
wie eine intakte Umwelt - Güter also, 
die, wenn überhaupt, nur gesamt­
gesellschaftlich oder durch vereinte 
weltweite Anstrengung zur Verfügung 
gestellt oder bewahrt werden kön­
nen. 
Armut führt zu sozialer Ausgrenzung, 
zu einem Mangel an Lebens- und 
Zukunftschancen, der in gewissem 
Sinne an die nächste Generation ver­
erbt wird. Kinder aus Armutsfamilien 
haben geringere Bildungschancen und 
können oft für ihr eigenes Leben keine 
neuen Perspektiven gewinnen. 
Armut kennzeichnet einen Zustand 
der radikalen Einengung von Lebens­
perspektiven von Menschen, von 
Gruppen und Regionen. Dieser Zu­
stand kann durch eigene Handlungen 
der Betroffenen kaum überwunden 
werden. Armut ist eine Mangelerschei­
nung der Gesellschaft, die aus ver-
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schiedenen Einstellungen heraus cht für gerechte gesellschaftliche Spiel-
hingenommen werden kann Es ist mıiıt regeln, die weniger Not entstehen
eıner christlichen Glaubensüberzeu- lassen, für Teilen un! Beteiligen, für
ZUung unvereinbar, Menschen In einer eue Formen der Solidaritä: Olıdarı-
Notlage (unabhängig ob selDsStver- tat besteht auch darin,
schuldet der nicht) allein lassen. geben, da{s sich die Armutssituation
eniger Armut ist daher eın 7Ziel cht verfestigt. Deshalb braucht
und für sich systembedingte Maßfnahmen der Ar-

mutsbekämpfung, die sich ın soz1lalen
Einrichtungen un Gesetzen aus-
drückenCarıtas und Sozt1iale Gerechtigkeit

Die Kirche ın Österreich engaglert sich
vielfältiger Weise, Leid und Not Fur eine Neue Solidaritäat

lindern en führen Krankenhäuser
und Einrichtungen für Behinderte, die Die Antwort auf die Not des role-
Caritas kümmert sich Obdachlose, arılats 1m Europa des 19 Jahrhunderts
Süchtige, Flüchtlinge und Wäar die Organisation der Solidarität
Familien, die ın Not geraten Sind. entlang der Linien der Klassengesell-
Immer mehr Lalen arbeiten ın solchen schaft Die TrTDeılıter schlossen sich
kirchlichen Einrichtungen mıuıt, setzen un konnten nach un:!
eınen Teil ihrer Zeit un:! Taft für ihre ach FEinflufs auf die Gesetzgebung
Mitmenschen e1ın. Dafs eın nicht ger1in- und Verhandlungsmacht gegenüber
CI 'Teil der dafür enötigen Gelder den Vertretern des apıtals gewinnen.
durch Spenden aufgebracht werden Der heutige Sozijalstaat ist das Ergeb-

nıS dieser erwerbsarbeitszentriertenkann, zeigt, daß die christlichen Werte
der für Arme und Unterdrückte Solidarıität, die alle Jjene einschließt, die
ın u1nseTelll Land lebendig Sind. in irgend einer Form Erwerbs-
Gerade diese Tätigkeiten geben der arbeitsprozei teilnehmen.
Kirche, den Christen das Recht und Die eue rmut ın den reichen
den Mut, sich auch dort ZU wa Ländern ist die Armut jener, die VO  -

Erwerbsarbei sindfür die ur und das Recht jedes ausgeschlossen
Menschen machen, ın erster der den Rändern der Erwerbs-
Linı staatliches Recht un: gesell- arbeitsgesellschaft en Frauen und
schaftliche Einrichtungen gefordert nder, Gastarbeiter, Langzeitarbeits-
sind. lose, Flüchtlinge. In den Ländern des
Wenn heute Armut Österreich Südens hat sich eıne Erwerbsarbeits-
Menschen 1mM Erwerbsalter und amı- gesellschaft och nicht etabliert. ıbt
lien T1 WE diese Armut 1mM dennoch Gewerkschaften europäl-
Zusammenhang steht muıt schlecht- schen Zuschnitts, vertreten S1Ee eiıne
bezahlter Arbeit un unsicheren AÄAr- privilegierte Minderheit.
beitsplätzen, We1ll der Arbeitsmark: Heute verlaufen die Trennungslinien
eınen immer größeren Teil der auf anders. Nutznießer eiINes unbegrenz-

das 1imFErwerbsarbeit Angewlesenen dauer- ten Wirtschaftswachstums,
haft u  NZT, kann sich die Kirche weltweiten Verdrängungswettbewerb
cht damit begnügen, die bestehende die Kessourcen der Welt vereinnahmt,
Not lindern Sie mulf(s auch eintreten sind nicht LIUT jene, die ber das
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schiedenen Einstellungen heraus nicht 
hingenommen werden kann. Es ist mit 
einer christlichen Glaubensüberzeu­
gung unvereinbar, Menschen in einer 
Notlage (unabhängig ob selbstver­
schuldet oder nicht) allein zu lassen. 
Weniger Armut ist daher ein Ziel an 
und für sich. 

Caritas und Soziale Gerechtigkeit 

Die Kirche in Österreich engagiert sich 
in vielfältiger Weise, Leid und Not zu 
lindern. Orden führen Krankenhäuser 
und Einrichtungen für Behinderte, die 
Caritas kümmert sich um Obdachlose, 
Süchtige, um Flüchtlinge und um 
Familien, die in Not geraten sind. 
Immer mehr Laien arbeiten in solchen 
kirchlichen Einrichtungen mit, setzen 
einen Teil ihrer Zeit und Kraft für ihre 
Mitmenschen ein. Daß ein nicht gerin­
ger Teil der dafür benötigen Gelder 
durch Spenden aufgebracht werden 
kann, zeigt, daß die christlichen Werte 
der Hilfe für Arme und Unterdrückte 
in unserem Land lebendig sind. 
Gerade diese Tätigkeiten geben der 
Kirche, den Christen das Recht und 
den Mut, sich auch dort zum Anwalt 
für die Würde und das Recht jedes 
Menschen zu machen, wo in erster 
Linie staatliches Recht und gesell­
schaftliche Einrichtungen gefordert 
sind. 
Wenn heute Armut in Österreich 
Menschen im Erwerbsalter und Fami­
lien trifft, wenn diese Armut im 
Zusammenhang steht mit schlecht­
bezahlter Arbeit und unsicheren Ar­
beitsplätzen, wenn der Arbeitsmarkt 
einen immer größeren Teil der auf 
Erwerbsarbeit Angewiesenen dauer­
haft ausgrenzt, kann sich die Kirche 
nicht damit begnügen, die bestehende 
Not zu lindern. Sie muß auch eintreten 
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für gerechte gesellschaftliche Spiel­
regeln, die weniger Not entstehen 
lassen, für Teilen und Beteiligen, für 
neue Formen der Solidarität. Solidari­
tät besteht auch darin, Hilfe so zu 
geben, daß sich die Armutssituation 
nicht verfestigt. Deshalb braucht es 
systembedingte Maßnahmen der Ar­
mutsbekärnpfung, die sich in sozialen 
Einrichtungen und Gesetzen aus­
drücken. 

Für eine Neue Solidarität 

Die Antwort auf die Not des Prole­
tariats im Europa des 19. Jahrhunderts 
war die Organisation der Solidarität 
entlang der Linien der Klassengesell­
schaft. Die Arbeiter schlossen sich 
zusammen und konnten nach und 
nach Einfluß auf die Gesetzgebung 
und Verhandlungsmacht gegenüber 
den Vertretern des Kapitals gewinnen. 
Der heutige Sozialstaat ist das Ergeb­
nis dieser erwerbsarbeitszentrierten 
Solidarität, die alle jene einschließt, die 
in irgend einer Form am Erwerbs­
arbeitsprozeß teilnehmen. 
Die neue Armut in den reichen 
Ländern ist die Armut jener, die von 
Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind 
oder an den Rändern der Erwerbs­
arbeitsgesellschaft leben: Frauen und 
Kinder, Gastarbeiter, Langzeitarbeits­
lose, Flüchtlinge. In den Ländern des 
Südens hat sich eine Erwerbsarbeits­
gesellschaft noch nicht etabliert. Gibt 
es dennoch Gewerkschaften europäi­
schen Zuschnitts, so vertreten sie eine 
privilegierte Minderheit. 
Heute verlaufen die Trennungslinien 
anders. Nutznießer eines unbegrenz­
ten Wirtschaftswachstums, das im 
weltweiten Verdrängungswettbewerb 
die Ressourcen der Welt vereinnahmt, 
sind nicht nur jene, die über das 
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Kapital verfügen Gut ausgebildete ber eine größere enge VO  5 utern
Arbeitnehmer, die Leistungsstarken, un Dienstleistungen verfügen, sollen
die sich Wettbewerb ihren atz sich verantwortlich für die Schwä-

cheren fühlen und bereit se1n, Anteilerobern und halten, gehören den
Gewinnern und oft auch Befürwortern ihrem Besitz geben. Auf dersel-
eines Systems, das auf Kosten des ben inıe Von Solidaritä sollen die
größten e1ils der heutigen Menschheit Schwächeren ihrerseits eiıne reın PaS-
funktioniert, die Ressourcen der Erde S1VEe der gesellschaftsfeindliche Hal-
für sich verbraucht und die Zukunft tung einnehmen, sondern selbst tun,
elaste W as S1e für das Gemeinwohl eisten
Dem gegenüber steht eıne eue Orm können, wobei S1e durchaus auch ihre
der Solidarıität, die die Entfaltung er legitimen Rechte einfordern sollen. Die
Menschen Blick hat und deren Ziel Gruppen der Mittelschicht ihrerseits
eine gerechtere Ordnung für alle ist. sollen nicht egoistischer Weise auf
Diese Menschen un Gruppen SsSu- ihrem Eigenvortei bestehen, sondern

auch die Interessen der anderen beach-chen, durch ihr bıintreten für Umwelt-
schutz und nachhaltige Entwicklung, ten 44
durch Aktionen Menschen- „Verselbe Matftfsstab gilt analogerweise
rechtsverletzungen un für Entschul- für clie internationalen Beziehungen.
dung der armsten Länder, durch ihr Die wechselseitige Abhängigkeit mMU:
FEintreten für Gastarbeiter und Flücht- sich in eiıne Solidarität umwandeln, die
linge bewulfstseinsbildend wirken auf dem rinzip gründet, da{fs die
un: auf die Gesetzgebung uter der Schöpfung alle bestimmt
nehmen. sind. 44
Diese NEUEC, gemeinwohlbezogene „Die Solidaritä hilft den ‚ande-
Solidaritä wird beschrieben der ren Personen, 'olk der Nation
Enzyklika „Sollicitudo re1 socilalis” nicht als irgendein sehen...,
Johannes auls I1 VO  - 1987: sondern als einen ‚Gleichen‘, einen
„Die Übung VO:  - Solidaritä 1m Innern Hel{fer‘ (vgl. Gen 2,18.20), einen Mit-
einer jeden Gesellschaft hat ihre Wir- menschen also, den WIT befähigen
kung dann, WE sich ihre verschie- ollen, w1e WIT Festmahl des
denen Mitglieder gegenseıltig als Lebens teilzunehmen, dem alle
Personen anerkennen. Diejenigen, die Menschen VO  5 Gott ıIn gleicher Welse
den größten Einfl haben, weil S1e eingeladen sind.“” (SRS 39)

Der UTtOr ıst Provınzıal der österreichtischen Provınz der Gesellscha Jesu und Leiter der
tholischen Soz1ialakademie In Wıen.
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Kapital verfügen. Gut ausgebildete 
Arbeitnehmer, die Leistungsstarken, 
die sich im Wettbewerb ihren Platz 
erobern und halten, gehören zu den 
Gewinnern und oft auch Befürwortern 
eines Systems, das auf Kosten des 
größten Teils der heutigen Menschheit 
funktioniert, die Ressourcen der Erde 
für sich verbraucht und die Zukunft 
belastet. 
Dem gegenüber steht eine neue Form 
der Solidarität, die die Entfaltung aller 
Menschen im Blick hat und deren Ziel 
eine gerechtere Ordnung für alle ist. 
Diese Menschen und Gruppen versu­
chen, durch ihr Eintreten für Umwelt­
schutz und nachhaltige Entwicklung, 
durch Aktionen gegen Menschen­
rechtsverletzungen und für Entschul­
dung der ärmsten Länder, durch ihr 
Eintreten für Gastarbeiter und Flücht­
linge bewußtseinsbildend zu wirken 
und auf die Gesetzgebung Einfluß zu 
nehmen. 
Diese neue, gemeinwohlbezogene 
Solidarität wird beschrieben in der 
Enzyklika "Sollicitudo rei socialis" 
Johannes Pauls 11. von 1987: 
"Die Übung von Solidarität im Innern 
einer jeden Gesellschaft hat ihre Wir­
kung dann, wenn sich ihre verschie­
denen Mitglieder gegenseitig als 
Personen anerkennen. Diejenigen, die 
den größten Einfluß haben, weil sie 
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über eine größere Menge von Gütern 
und Dienstleistungen verfügen, sollen 
sich verantwortlich für die Schwä­
cheren fühlen und bereit sein, Anteil 
an ihrem Besitz zu geben. Auf dersel­
ben Linie von Solidarität sollen die 
Schwächeren ihrerseits keine rein pas­
sive oder gesellschaftsfeindliche Hal­
tung einnehmen, sondern selbst tun, 
was sie für das Gemeinwohl leisten 
können, wobei sie durchaus auch ihre 
legitimen Rechte einfordern sollen. Die 
Gruppen der Mittelschicht ihrerseits 
sollen nicht in egoistischer Weise auf 
ihrem Eigenvorteil bestehen, sondern 
auch die Interessen der anderen beach­
ten ... " 
"Derselbe Maßstab gilt analogerweise 
für die internationalen Beziehungen. 
Die wechselseitige Abhängigkeit muß 
sich in eine Solidarität umwandeln, die 
auf dem Prinzip gründet, daß die 
Güter der Schöpfung für alle bestimmt 
sind ... " 
"Die Solidarität hilft uns, den ,ande­
ren' - Personen, Volk oder Nation -
nicht als irgendein Mittel zu sehen ... , 
sondern als einen ,Gleichen', einen 
,Helfer' (vgl. Gen 2,18.20), einen Mit­
menschen also, den wir befähigen 
sollen, so wie wir am Festmahl des 
Lebens teilzunehmen, zu dem alle 
Menschen von Gott in gleicher Weise 
eingeladen sind." (SRS 39) 

Der Autor ist Provinzial der österreichischen Provinz der Gesellschaft Jesu und Leiter der 
Katholischen Sozialakademie in Wien. 


